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An den 
Niedersächsischen Landtages 
- Ausschuss für Ernährung, Landwirtschaft 
und Verbraucherschutz - 
 
Hannover 
 

31.05.2026 
 
 

Sehr geehrte Damen und Herren, ​
sehr geehrte Mitglieder des Ausschusses für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz, 

wir bitten Sie, unsere Stellungnahme zur Jagdrechtsnovelle im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu berücksichtigen.  
 
 

Stellungnahme zur Jagdrechtsnovelle Drucksache 19/10492 zu ​
§ 29 NJagdG), konkret Katzenabschuss 

 

I. Zielsetzung Katzenabschuss?  

Der aktuelle Entwurf zur Novellierung des Niedersächsischen Jagdgesetzes (NJagdG) verfolgt 
das Ziel der Modernisierung des Jagdrechts. Im Zuge dessen hat die Landesregierung 
folgerichtig erkannt, dass der Abschuss von Hunden im Revier nicht mehr zeitgemäß ist, und 
sieht ein vollständiges Abschussverbot für Hunde vor. 

Aber: Der Abschuss von Hauskatzen soll legal bleiben; die Distanzgrenze wird lediglich 
kosmetisch von 300 auf 350 Meter angehoben.  

SPD und Grüne brechen damit mit ihrem eigenen Koalitionsvertrag, in dem beschlossen 
wurde: „Den Abschuss von Katzen und Hunden wollen wir in Niedersachsen beenden“. 
Wir fordern die Regierungsfraktionen nachdrücklich auf, zu dieser ursprünglichen, 
juristisch korrekten Einschätzung des Koalitionsvertrages zurückzukehren. Denn die nun 
vorgelegte, unwesentlich abgeänderte alte Regelung ist verfassungsrechtlich bedenklich. 
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II. Katzenabschuss - rechtlichen Bedenken zum Entwurf des 
NJagdG  
1.  „Heilungskompetenz“ (Das Bestimmtheitsdilemma des § 23 BJagdG)? 

Der erste Gedanke bei der Ausarbeitung dieses Gesetzes in den Ministerien war vermutlich: 
„Wir dürfen den Katzenabschuss im Landesrecht regeln, weil uns der Bund in § 23 
Bundesjagdgesetz (BJagdG) die Kompetenz zur 'näheren Bestimmung' des Jagdschutzes 
übertragen hat. Etwaige Lücken im Bundesrecht heilen wir einfach durch unsere konkrete 
Landesregelung (350-Meter-Grenze etc.).“ 

Das ist ein Vorgehen, das die Evolution des Grundgesetzes verkennt. 

●​ Das verfassungsrechtliche Bestimmtheitsgebot (Art. 20 Abs. 3 GG) und der 
parlamentarische Wesentlichkeitsvorbehalt verpflichten den Gesetzgeber, 
schwerwiegende Grundrechtseingriffe – und das irreversible Auslöschen von 
Leben/Zerstörung von Eigentum ist der intensivste Eingriff überhaupt – selbst 
unmissverständlich im Gesetz zu benennen.​
 

●​ Sieht man sich § 23 BJagdG genauer an, stellt man fest: Das Bundesgesetz schweigt 
sich über die Rechtsfolge „Töten“ oder „Abschuss“ komplett aus. Die Norm spricht 
nur vage vom „Schutz des Wildes, insbesondere vor [...] wildernden Hunden und Katzen“. 
Ob dieser Schutz durch Vergrämen, Einfangen oder Töten erfolgt, regelt der Bund nicht.​
 

●​ Die verfassungsrechtliche Zäsur durch die Grundgesetzänderung: Die historische 
Auffassung der Verwaltungsgerichte aus den 1980er und 1990er Jahren, wonach die 
Bundesländer ein solches unbestimmtes Nichts im Bundesrecht im Wege der 
landesrechtlichen Ausgestaltung „heilen“ durften, ist seit der Einführung des 
Staatsziels Tierschutz in Artikel 20a des Grundgesetzes im Jahr 2002 
verfassungsrechtlich unzulässig geworden.​
 

●​ Durch die Erhebung des Tierschutzes als Staatsziel in den Verfassungsrang darf das 
Jagdrecht kein rechtlicher Freibrief mehr sein und erfordert eine neue 
verfassungsrechtliche Abwägungskompetenz. Art. 20a GG wirkt hier als unnachgiebige 
Schranken-Schranke, die eine erweiternde Auslegung der unbestimmten 
Bundesrahmennorm strikt verbietet. Wo der Bund das Wort „Töten“ im Rahmen des 
Jagdschutzes schon gar nicht als Maßnahme legitimiert hat, besitzt ein 
Landesgesetzgeber im heutigen Verfassungsgefüge unter Art. 20a GG schlichtweg keine 
Kompetenz mehr, eine so eingriffsintensive, letale Befugnis eigenständig erstkreieren zu 
dürfen. Jedes Tiersterben bedarf im Lichte des Art. 20a GG einer unmissverständlichen, 
parlamentsgesetzlichen Grundlage auf Bundesebene, die es im ​
§ 23 BJagdG nicht gibt. Die angebliche landesrechtliche Heilungskompetenz ist daher 
spätestens seit 2002 eine verfassungsrechtliche Fiktion. 
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2. Fehlen der materiellen Bestimmtheit im Landesrecht 

Wenn der Landesgesetzgeber schon der Ansicht ist, dass er den Mangel der Bestimmtheit im 
Bundesgesetz ausgleichen kann und darf, dann muss er es aber auch tun. Genau das ist hier 
nicht der Fall – die Bestimmtheit fehlt im Landesentwurf weiterhin: 

●​ Es wird keine Differenzierung vorgenommen zu Katzen, die als (Bei-)Fang in der 
Lebendfalle festgesetzt werden.​
 

●​ Unbestimmte Rechtsbegriffe werden nicht bzw. nicht ergibig erläutert: Was genau unter 
„Wildern“ oder „Verwildertsein“ zu verstehen ist – also jene Kernvoraussetzungen, die 
dem Jäger als rechtliche Feststellung vor dem Schuss abverlangt werden – bleibt im 
Dunkeln.​
 

●​ In der Begründung zu § 29 NJagdG heißt es wörtlich: „Künftig dürfen diese Katzen nur 
noch getötet werden, wenn sie als erkennbar verwildert angesprochen werden. Diese 
Identifizierung drückt sich z. B. durch ein struppiges Fell oder erkennbar krankes 
Verhalten aus.“ Zeitgleich heißt es: „Für alle Verbände ist eine optische Abgrenzung 
zwischen ‚erkennbar verwildert‘ und ‚wildernde Hauskatzen‘ nicht möglich und daher mit 
Rechtsunsicherheiten behaftet.“​
Damit hält der Normgeber schriftlich fest, dass er aktuell eine Norm plant, deren 
Tatbestandsmerkmale optisch festgestellt werden können. Zudem zieht er mit „struppigem 
Fell“ und „krankem Verhalten“ medizinische Kriterien zur Erläuterung heran. Ob ein 
Haustier tatsächlich krank aussieht oder eine medizinische Indikation vorliegt, kann 
letztendlich nur ein Tierarzt, aber auf keinen Fall ein Jäger beantworten. Das liegt 
außerhalb seiner fachlichen Kompetenz. ​
Der Landesgesetzgeber erkennt die Problematik der gesetzlichen Unbestimmtheit seiner 
Fassung. Er heilt die Unbestimmtheit der in Anspruch genommenen Ermächtigung nach § 
23 BJagdG nicht, sondern verschärft sie durch, wiederum unbestimmte, von allen 
Verbänden als unmöglich festzustellende Kriterien im Landesrecht.​
 

●​ Was soll das optische Tatbestandsmerkmals des „verwilderten Aussehens“ bezwecken? 
Welcher relevante Regelungsinhalt steckt dahinter? Es bleibt im gesamten Entwurf unklar, 
warum der Landesgesetzgeber auch an die Optik eines Tieres eine so, irreversible 
Rechtsfolge wie das Töten knüpfen möchte – dies hat er an keiner Stelle begründet. Es 
ist schlicht ein unsachliches Entscheidungskriterium.​
  

●​ Hinzu kommt, das Merkmal Optik steht im Widerspruch zur Rechtsprechung des BVerwG 
zum Thema Fundtiere. Das BVerwG hat (z.B. in Urteil vom 26.04.2018 - 
BVerwG 3 C 24.16) klargestellt, dass üblicherweise von Menschen gehaltene Tiere 
ausnahmslos im Eigentum stehen. Ein solches Haustier verliert seine zivilrechtliche 
Eigenschaft als Eigentumsobjekt (Fundsache) im Sinne des § 90a BGB niemals durch 
bloßes Entlaufen, Verirren oder wegen eines vernachlässigten Erscheinungsbildes. Es 
bleibt rechtlich ein geschütztes Fundtier. Das BVerwG hat aufgezeigt, dass die äußere 
Optik für die Eigentumsfrage irrelevant ist. Die Anknüpfung einer Tötungserlaubnis an den 
optischen Zustand einer Katze ignoriert diese bundesgerichtliche Eigentumsdogmatik 
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vollkommen. 

●​ Das Praxisbeispiel der entlaufenen Wohnungskatze: Wie unbestimmt, fehlerhaft und 
sachfremd diese optischen Kriterien sind, zeigt gerade die Gruppe der entlaufenen 
Wohnungskatzen. Diese Tiere sind häufig extrem scheu, da sie ausschließlich an 
Innenräume und wenige Bezugspersonen gewöhnt sind. Gerät ein solches Tier nach 
draußen, ist es regelmäßig überfordert, ängstlich und nicht in der Lage, sich selbst zu 
versorgen. Der äußere Zustand verschlechtert sich schnell. Genau dieses hilflose 
Heimtier – das vollkommen unbestritten in die rechtliche Kategorie der üblicherweise von 
Menschen gehaltenen Tiere fällt – wirkt dann womöglich kurzfristig und vorübergehend 
struppig und krank und wird dann wegen der Kriterien für „verwildertes Aussehen“ getötet, 
statt der Fundbehörde übergeben. Zurück beim Eigentümer, erholen sich die Tiere 
schnell.​
​
 

3. Die fehlende Differenzierung zwischen von (Bei-)Fang in der Lebendfalle und 
Distanzschuss 

Ein Versäumnis des Landesgesetzgebers liegt darin, dass im Gesetz keine Differenzierung für 
die zwei Praxisfälle vorgenommen wurde: das Fangen in der Lebendfalle einerseits und die 
Distanzsituation bzw. schlechte Sichtverhältnisse beim Abschuss andererseits. 

●​  Fall 1(schwierige Sicht wegen Distanz oder Dämmerung…): Das Gesetz verlangt vom 
Jäger, vor der Tötungsentscheidung unbestimmte Rechtsbegriffe wie „Wildern“ oder 
„Verwildertsein“ rechtssicher mit Fakten zu füllen. Hierbei wird die jagdliche Realität 
verkannt: Wie soll ein Jäger über eine potenziell enorme Schussdistanz hinweg, erst 
recht bei schlechter Lichtsicht (z. B. in der jagdüblichen Dämmerung oder Nacht), diese 
unbestimmten Rechtsbegriffe rechtssicher füllen und feststellen, wenn er das Tier nicht 
richtig sehen kann? Hier verlagert das Gesetz beim Schuss auf die Distanz, eine 
unlösbare Feststellungslast in eine reine Schätz- und Mutmaßungssituation, was der 
Willkür Tür und Tor öffnet und mit rechtsstaatlichen Bestimmtheitsanforderungen 
unvereinbar ist.​
 

●​ Fall 2 Die rechtliche Einordnung der Situation (Bei-)Fang in der Lebendfalle (Fundtier - 
Fundrecht - keine Gesetzgebungskompetenz für den Landesgesetzgeber):​
Ein ungelöstes Kompetenzproblem zeigt sich bei der rechtlichen Einordnung der 
Situation bei (Bei-)Fang in der Lebendfalle in der Praxis:​
 

○​ Sobald eine Katze als (Bei-)Fang in einer Lebendfalle festgesetzt ist – wobei der 
unabsichtliche Beifang von Katzen in der jagdlichen Realität den Regelfall 
darstellt – wird fremdes Eigentum in Besitz genommen. Es handelt sich damit 
rechtlich um eine Fundsituation. Für das Fundrecht besteht gemäß Grundgesetz 
die Gesetzgebungskompetenz des Bundes, von der er abschließend Gebrauch 
gemacht hat. Im Fundrecht ist das Töten des Fundtieres durch den Finder nicht 
vorgesehen -  im Gegenteil - er muss es sorgfältig verwahren. 

○​ Landesrechtliche Regelungen – etwa aus dem Jagdrecht – können diese 
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bundesrechtliche Systematik nicht verdrängen, sofern keine Spezialregelung (lex 
specialis) greift. Eine solche ist hier nicht ersichtlich, insbesondere da in dieser 
Situation des (Bei-)Fangs in der Lebendfalle keine konkrete Gefahren- oder 
Wilderungssituation vorliegt.​
 

Die Anwendung jagdrechtlicher Vorschriften auf eindeutig nicht wildernde Katzen die als 
(Bei-)Fang in einer Lebendfalle gelandet sind, ist daher rechtlich problematisch. Die 
Zuständigkeit des Landesgesetzgebers ist schon fraglich. 

4. Die „Flucht ins Privatrecht“? 

Ein weiteres mögliches Problem des Entwurfs betrifft die rechtsstaatliche Abwicklung des 
Abschusses. Der Jagdschutz ist gemäß § 23 BJagdG eine hoheitliche Aufgabe der 
Gefahrenabwehr. Jäger handeln hierbei als verlängerter Arm des Staates (zumindest faktisch 
als sogenannte Beliehene). Gleichzeitig ist er Privatperson. 

Versucht der Gesetzgeber hier eine unzulässige Flucht aus der öffentlich-rechtlichen 
Verantwortung in das Gewand des Privatrechts?: 

●​ Obwohl es sich um einen staatlich legitimierten, finalen Tötungsakt handelt, entzieht das 
Land Niedersachsen dieses Verfahren rechtsstaatlicher Kontrolle. Es gibt kein 
vorgeschaltetes Verwaltungsverfahren, keinen schriftlichen Bescheid und keine 
Dokumentationspflicht, keine Meldepflicht, keine Genehmigung z.B. der unteren 
Jagdbehörde vor oder nach dem Schuss.​
 

●​ Der Jäger (Privater) entscheidet im Wald ad hoc und unkontrolliert nach persönlichem 
Gutdünken über das Eigentum am Haustier und das Leben eines Haustiers.​
 

●​ Wird eine Katze erschossen, zieht sich der Staat aus der Verantwortung und verweist den 
geschädigten Bürger auf den rein privatrechtlichen Zivilrechtsweg gegen den Jäger als 
Privatperson. Ist das eine Flucht ins Privatrecht? Rechtsstaatsprinzip und 
Grundrechtsbindung des staatlichen Handelns stehen in Frage. Der Staat darf die finalste 
Form des Grundrechtseingriffs nicht an Privatleute delegieren und sich gleichzeitig der 
rechtsstaatlichen Verfahrenspflichten entledigen. 

5. Die sachwidrige und willkürliche Differenzierung (Art. 3 Abs. 1 GG) 

Die Absicht des Gesetzgebers, Hunde zu schonen, Katzen aber weiterhin dem Abschuss 
freizugeben, stellt eine offene Flanke für eine Willkürrüge vor dem Bundesverfassungsgericht 
dar. 

●​ Die amtliche Begründung zur Privilegierung von Hunden: Der Gesetzgeber führt in 
seiner Begründung zu § 29 NJagdG aus: „Aufgrund einer bestehenden Kennzeichnungs- 
und Registrierungspflicht für Hunde ist das Eigentumsrecht zu beachten und das 
Einfangen oder die Betäubung wildernder Hunde in der Güterabwägung als milderes 
Mittel dem Abschuss vorzuziehen.“​
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●​ Zirkelschluss: Die Kennzeichnung und Registrierung von Katzen ist in Niedersachsen 
vielerorts schon weit verbreitet. Der Landtag hat selbst eine Kastrations-, 
Kennzeichnungs- und Registrierungspflicht für Freigängerkatzen beschlossen. Das 
Ministerium für Landwirtschaft schafft es aber schlichtweg nicht, die bereits beschlossene 
Kastrationspflicht, Kennzeichnungspflicht und Registrierpflicht effektiv umzusetzen. Grund 
dafür ist, dass die Verbände der Gebietskörperschaften (Gemeinde- und Städtetag) das 
Verfahren blockieren, weil sie sich hartnäckig auf den irrigen Standpunkt stellen, dies 
würde enorme kommunale Kosten auslösen. Gespräche mit zahlreichen Kommunen in 
ganz Niedersachsen zeigen ein klares Bild – nicht eine einzige Gemeinde hat bestätigt, 
dass überhaupt Kosten durch diese Verordnung entstehen. Zudem verpflichtet die 
anstehende EU-Verordnung über das Wohlergehen von Hunden und Katzen die 
Mitgliedstaaten zur verpflichtenden Mikrochip-Kennzeichnung und Registrierung beider 
Tierarten. Zirkelschluss: Er knüpft den Eigentumsschutz an die Kennzeichnungs- und 
Registrierungspflichten, die er für die Katze selbst in der Hand hat, aber nicht umsetzt.  ​
Das Eigentumsrecht am Hund wird geschützt und das Fangen in der Lebendfalle als 
milderes Mittel festlegt und der Abschuss als Ultima Ratio verbietet – Gleichzeitig 
verweigert der Gesetzgeber die verfassungsrechtlich zwingende Güterabwägung aber der 
Katze, obwohl für sie teilweise jetzt schon und bald flächendeckend dieselben Pflichten 
gelten, er das selber in der Hand hat und das Fangen in der Lebendfalle ohnehin den 
Regelfall darstellt.​
 

●​ Die falsche Eigentumsdogmatik: Eigentumsschutz ist unabhängig von einer 
Kennzeichnung und Registrierung zu gewähren. Ein Registereintrag zum Chip ist kein 
Eigentumsnachweis. In ständiger Rechtsprechung gilt: Halterregistrierung mit Schein und 
Kraftfahrzeugbrief stellen keinen Eigentumsnachweis. Gleiches gilt für die 
Kennzeichnung und Registrierung von Hund und Katze. Ein Eintrag in einem 
Haustier- oder Hunderegister begründet kein Eigentum. Da die Registrierung bei Hund 
und Katze denselben (unvollständigen) Indizwert zum Eigentum liefert, knüpft der 
Gesetzgeber die finale Rechtsfolge des Tötens an ein rechtlich untaugliches 
Unterscheidungsmerkmal. Dies ist unvereinbar mit dem Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 
GG).​
 

●​ Weitere sachliche Differenzierungsmerkmale sind dem Gesetzesentwurf nicht zu 
entnehmen. Die Haustiere, Hund und Katze und damit die Eigentümer sind gleich zu 
behandeln. 

6. Verstoß gegen das Übermaßverbot und die Eigentumsgarantie (Art. 14 GG) 

Da moderne Chips (Transponder) bei Katzen beim Fangen in der Lebendfalle mittels eines 
einfachen Lesegeräts genauso überprüft werden können wie bei Hunden, verletzt der sofortige 
Abschuss einer Katze ab 350 Metern Entfernung zum Wohnhaus ohne vorherige Überprüfung 
das verfassungsrechtliche Übermaßverbot (Verhältnismäßigkeitsprinzip). Das Töten erfolgt, 
obwohl flächendeckend mildere, non-letale Mittel (das Fangen in der Lebendfalle und das 
anschließende Auslesen des Chips zur Halterermittlung) zur Verfügung stehen. Das Gesetz 
ignoriert dieses mildere Mittel und gibt den Abschuss frei. 

Zudem stellt der Abschuss die vollständige, irreversible Vernichtung privaten Eigentums dar. 

6 von 8 



​  ​ ​  ​  

Politik für die Katz’ | Anke Feil | Zum Ahl 1 | 63633 Birstein 

Kontakt: info@politik-fuer-die-katz.de​
Web: Politik-fuer-die-katz.de 

 

Nach Art. 14 Abs. 3 Satz 2 GG ist eine staatlich legitimierte Eigentumsvernichtung nur dann 
zulässig, wenn das Gesetz gleichzeitig die Art und das Ausmaß der Entschädigung regelt 
(Junktimklausel). Da weder das BJagdG noch das NJagdG eine solche 
Entschädigungsregelung für erschossene, Haustiere vorsehen, ist das Gesetz auch aus diesem 
Grund isoliert betrachtet verfassungswidrig. 

7. Abwägungs- und Beteiligungsdefizit im Gesetzgebungsverfahren 

In der Begründung zur Jagdgesetzgebung wird ausgeführt, dass Verbesserungen im Tierschutz 
zu einer höheren gesellschaftlichen Akzeptanz der Jagd beitragen sollen. Demgegenüber steht 
jedoch ein erhebliches Beteiligungsdefizit, welches die amtlichen Begründung selbst offenlegt: 

Es wurden zwar die Verbände der Jäger, des Naturschutzes und der Grundstückseigentümer 
intensiv gehört und deren kontroverse Standpunkte abgewogen. Vertreter der Katzenhalter oder 
entsprechende fachspezifische Interessenverbände (z. B. Heimtierhalterverbände, 
Verbraucherschutzorganisationen oder reine Katzenhilfen) wurden jedoch nicht beteiligt.​
 ​
Die beteiligten Tierschutzverbände, die Deutsche Juristische Gesellschaft für Tierschutzrecht 
und der Landestierschutzverband forderten ein vollständiges Tötungsverbot. 

Dies ist umso gravierender, als in Niedersachsen von etwa 400.000 bis 450.000 Katzenhaltern 
auszugehen ist. Damit handelt es sich um eine riesige und unmittelbar betroffene 
Bevölkerungsgruppe. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich die Frage: 
Warum wurden im Gesetzgebungsverfahren sämtliche organisierten Interessen der 
Jägerschaft (ca. 70.000 Mitglieder) umfassend beteiligt, während die deutlich größere 
Gruppe der Katzenhalter (400.000–450.000) nicht berücksichtigt wurde? Vergleichbares 
gilt für die Hundehalter. 
​
Die Gesetzesbegründung vermerkt hierzu lediglich: „Die sehr kontroversen Standpunkte haben 
in der Abwägung dazu geführt, dass die Regelung unverändert bestehen bleibt.“ ​
Das Übergehen einer riesigen Bevölkerungsgruppe bei gleichzeitiger Beibehaltung einer 
rechtsunsicheren Norm beschädigt die demokratische Legitimation des Entwurfs nachhaltig.  

III. Fazit  

Wenn Sie das Niedersächsische Jagdgesetz in der jetzigen Form empfehlen bzw. beschließen, 
also eine fehlerhafte Eigentumsdogmatik anwenden, die Gesetzgebungszuständigkeit im 
Fundwesen brechen, die unbestimmten Rechtsbegriffe durch unzulässige medizinische 
Laien-Kriterien ersetzen, praxisnahe Realitäten bei der Jagd ignorieren und eine willkürliche 
Differenzierung zwischen Hund und Katze unter Ausschluss der betroffenen Bürger 
festschreiben, liefern Sie Verbraucherschutzorganisationen die perfekte Steilvorlage für eine 
Musterklage vor dem Bundesverfassungsgericht.  

Justiz hat sich in der Vergangenheit auf die Formel gestützt, dass das unbestimmte 
Bundesrecht durch Landesrecht repariert wird. Im Lichte der Einführung des Staatsziel 
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Tierschutz bricht diese alte Brücke nun ein. 

Bitte, kehren Sie um zu den klaren Absprachen Ihres Koalitionsvertrages. Stellen Sie im 
Rahmen der Novelle die Katze analog zum Hund unter Schutz vor dem Abschuss und stellen 
Sie ein ausgewogenes Verhältnis zwischen den betroffenen Bevölkerungsgruppen her. ​
​  ​  

Mit freundlichen Grüßen 

​
 

Sabine Mahlow​ ​ ​ ​ Anke Feil​
Aktive für Politik für die Katz’​ ​ ​ Initiatorin von Politik für die Katz’ 
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